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BESCHLUSS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. GRABNER-KLOIBMÜLLER als Vorsitzende und den Richter 
Mag. HABERSACK als Beisitzer im Beisein der Schriftführerin Frau PRAHER über den Devolutionsantrag des 
K.C. , geb. 00.00.1966, StA. Türkei, vertreten durch Dr. Klodner Günter, vom 13.01.2009 in nichtöffentlicher 
Sitzung beschlossen: 
 

Der Antrag wird gemäß § 73 Abs. 2 AVG idgF als unzulässig zurückgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

I. Verfahrensgang und Sachverhalt: 
 

I.1. Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger der Türkei, reiste am 19.04.2001 legal in Österreich ein und 
stellte am 19.11.2001 einen Asylantrag, nachdem sein Antrag auf Niederlassungsbewilligung vom 13.07.2001 
am 19.07.2001 - mangels entsprechender Antragstellung vor der Einreise in Österreich - abgewiesen wurde. 
 

Am 16.11.2001 erteilte der Beschwerdeführer Dr. Günter Klodner eine Vollmacht (mit Zustellvollmacht, AS 7) 
und übermittelte die entsprechende schriftliche Vollmachtsurkunde dem Bundesasylamt. 
 

Am 25.02.2002 wurde der Beschwerdeführer vor dem Bundesasylamt einvernommen. Befragt zu seinen 
Fluchtgründen gab der Beschwerdeführer zusammengefasst an, dass er mit seiner Radiostation in der Türkei in 
wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten sei, und daher ein geliehenes Auto verkauft habe. Aufgrund dieses 
Autoverkaufes habe er Probleme mit der Mafia bekommen und die Polizei habe ihn nicht gegen deren Übergriffe 
geschützt. Vor allem habe er auch seit seiner Kindheit eine Behinderung, sein linkes Bein sei geschwächt. In der 
Türkei sei er nur einmal operiert worden, obwohl mehrere Operationen notwendig gewesen seien. Weiters 
bekäme er in der Türkei keine entsprechende Behandlung und würden die Kosten dafür nicht durch den Staat 
übernommen werden. Überdies habe er sich mit seiner Stiefmutter nicht verstanden, sei von dieser auf der Straße 
erniedrig, bedroht und bei der Polizei angezeigt worden, wobei auch der Beschwerdeführer selbst seine 
Schwiegermutter angezeigt habe. 
 

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 25.02.2002, FZ. 01 27.053-BAW, wurde der Asylantrag des 
Beschwerdeführers gemäß § 7 AsylG 1997 abgewiesen und festgestellt, dass die Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers in die Türkei gemäß § 8 AsylG zulässig sei. 
 

Begründend führte das Bundesasylamt aus, dass zwar das Vorbringen des Beschwerdeführers glaubwürdig sei, 
diesem aber keine Asylrelevanz zukomme. Die Furcht vor Kriminellen bzw. vor der Schwiegermutter stelle eine 
Verfolgung durch Private dar, welche nur dann asylrelevant sei, wenn sie durch den Staat geduldet werden 
würde und dieser keinen Schutz vor einer Verfolgung dieser Art bieten würde. Dies sei im konkreten Fall nicht 
gegeben und daher sei der Asylantrag abzuweisen gewesen. Ebenso wenig seien Gründe hervorgekommen, 
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welche im Rahmen der Prüfung gemäß § 8 AsylG 1997 iVm § 57 FrG zu beachten gewesen wären. Dieser an 
den Rechtsvertreter des Beschwerdeführers adressierte Bescheid wurde nach zweimaligem Zustellversuch am 
01.03.2002 beim zuständigen Postamt hinterlegt. 
 

Mit Schreiben vom 01.03.2002 erhob der Beschwerdeführer fristgerecht Berufung gegen den Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 25.02.2002, FZ. 01 27.053-BAW. 
 

I.2. Am 21.02.2007 führte der Unabhängige Bundesasylsenat eine öffentliche mündliche Verhandlung durch, in 
welcher zahlreiche Berichte zur aktuellen Lage in der Türkei verlesen und zum Akt genommen wurden. 
 

Nach Rechtsbelehrung zog der Beschwerdeführer im Zuge der mündlichen Verhandlung die Berufung gegen 
Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides zurück. 
 

Am 21.03.2007 setzte der Unabhängige Bundesasylsenat die Verhandlung fort. Der Beschwerdeführer legte 
einen ergänzenden Schriftsatz vor, in welchem er insbesondere ausführte, dass behinderte Personen in der Türkei 
gesellschaftlich geächtet seien. 
 

Im Zuge dieser mündlichen Verhandlung vom 21.03.2007 verkündete der Verhandlungsleiter den Bescheid samt 
wesentlicher Begründung und Rechtsmittelbelehrung mit dem Inhalt, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung 
oder Abschiebung des Beschwerdeführers nicht zulässig sei und dem Beschwerdeführer eine befristete 
Aufenthaltsberechtigung bis zum 20.03.2008 erteilt werde. 
 

In der schriftlichen Ausfertigung des Bescheides des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 27.02.2008, GZ 
226.862/0/7E-VIII/223/02, wurde gemäß § 8 AsylG iVm § 57 FrG festgestellt, dass die Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers nicht zulässig sei und wurde ihm unter einem gemäß 
§ 15 AsylG eine befristete Aufenthaltsberechtigung bis zum 20.03.2008 erteilt. 
 

Begründend wurde ausgeführt, dass der Beschwerdeführer seit seiner Kindheit an einer Behinderung leide und er 
fortlaufend medizinische Unterstützung benötige. Der Umstand, dass die Behandlungsmöglichkeiten in der 
Türkei nicht den österreichischen Standard erreichen würden, würde alleine nicht ausreichen, um eine Art. 3 
EMRK widrige Behandlung zu belegen. Der Beschwerdeführer habe allerdings mangels Ausstellung einer 
"Grünen Karte" auch keinen Zugang zur medizinischen Behandlung in der Türkei. Von seiner Familie könne er 
aufgrund eines Streites mit der Schwiegermutter keine Unterstützung erwarten. Aus diesen Gründen würde dem 
Beschwerdeführer bei seiner Rückkehr in die Türkei unmenschliche bzw. erniedrigende Behandlung 
widerfahren. 
 

Dieser Bescheid wurde nach einmaligem Zustellversuch am 01.03.2008 durch Hinterlegung dem Vertreter des 
Beschwerdeführers zugestellt. 
 

I.3. Noch vor Ablauf der befristeten Aufenthaltsberechtigung stellte der Beschwerdeführer fristgerecht am 
17.03.2008 einen Antrag auf Verlängerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung, wozu der Beschwerdeführer 
am 26.06.2008 vor dem Bundesasylamt einvernommen wurde. 
 

Im Zuge einer weiteren erstinstanzlichen Einvernahme vom 22.10.2008 wurden dem Beschwerdeführer eine 
Anfragebeantwortung der Staatendokumentation zur Frage der Unterstützung für sozial schwache bzw 
behinderte Personen in der Türkei sowie allgemeine Länderfeststellungen zur Situation in der Türkei zur 
Kenntnis gebracht. 
 

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 27.10.2008, FZ. 01 27.053-BAW, wurde der dem Beschwerdeführer 
mittels mündlich verkündetem Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 31.03.2007 gewährte Status 
des subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 9 Abs. 1 AsylG 2005 aberkannt und die damit verbundene befristete 
Aufenthaltsberechtigung als subsidiär Schutzberechtigter entzogen. Unter einem wurde der Beschwerdeführer 
aus dem österreichischen Bundesgebiet in die Türkei ausgewiesen. 
 

Begründend führte das Bundesasylamt aus, dass der Beschwerdeführer selbst in der Einvernahme vor dem 
Bundesasylamt am 22.10.2008 angegeben habe, dass er wegen einer erhofften besseren medizinischen 
Versorgung nach Österreich gereist sei. In Österreich habe er vor vier bis fünf Jahren einen neuen (hatte bereits 
einen in der Türkei) medizinischen Heilbehelf erhalten und danach keinerlei medizinische Behandlung mehr 
benötigt. Den aktuellen Feststellungen zur Türkei sei eindeutig zu entnehmen, dass der Beschwerdeführer keine 
reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 133 zur 
Konvention bei einer Rückkehr zu befürchten habe. Da die Voraussetzungen für eine befristete 
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Aufenthaltsberechtigung daher nicht mehr gegeben seien, sei der Antrag auf Verlängerung des Aufenthaltstitels 
abzuweisen und die Aufenthaltsberechtigung zu entziehen gewesen. 
 

I.4. Gegen diesen am 30.10.2008 vom Vertreter des Beschwerdeführers persönlich übernommenen Bescheid (bei 
der Angabe des Übernahmedatums 30.08.2008 auf dem Rückschein ist offensichtlich, wie sich aus dem 
Eingangsdatum des Rückscheines beim Bundesasylamt und dem Bescheiddatum ergibt, ein Fehler passiert) 
erhob der Beschwerdeführer mit Schreiben vom 02.11.2008 fristgerecht Berufung (nunmehr Beschwerde). 
 

Am 13.01.2009 langte ein an den Asylgerichtshof adressiertes Schreiben ein, welches als "Devolutionsantrag 
nach § 73 AVG und vorbereitender Schriftsatz samt Beweismittelvorlage" bezeichnet ist. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat in nicht öffentlicher Sitzung erwogen: 
 

II.1. Gemäß § 75 Abs. 7 Z 1 Asylgesetz 2005 idF BGBl. I 4/2008 (im Folgenden AsylG) sind Verfahren, die am 
1. Juli 2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat anhängig sind, vom Asylgerichtshof weiterzuführen. 
 

Gemäß § 61 Abs. 1 Z 2 AsylG entscheidet der Asylgerichtshof über Beschwerden wegen Verletzung der 
Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes. 
 

Gemäß § 61 Abs 1 Z 2 AsylG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder soweit dies in § 61 Abs 3 AsylG 
vorgesehen ist, durch Einzelrichter über Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des 
Bundesasylamtes. Im vorliegenden Fall besteht kein Anhaltspunkt für eine sich aus § 61 Abs 3 AsylG ergebende 
Einzelrichterzuständigkeit. 
 

Gemäß § 22 Abs 1 AsylG ergehen Entscheidungen des Asylgerichtshofes in der Sache selbst in Form eines 
Erkenntnisses, alle anderen Entscheidungen sind in Form eines Beschlusses zu treffen. 
 

Gemäß § 23 Abs. 1 AsylGHG sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100, nicht 
anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an 
die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. 
 

II.2. Gemäß § 73 Abs 1 AVG sind die Behörden verpflichtet, wenn in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes 
bestimmt ist, über Anträge von Parteien (§ 8) und Berufungen ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs 
Monate nach deren Einlangen den Bescheid zu erlassen. Sofern sich in verbundenen Verfahren (§ 39 Abs. 2a) 
aus den anzuwendenden Rechtsvorschriften unterschiedliche Entscheidungsfristen ergeben, ist die zuletzt 
ablaufende maßgeblich. 
 

Gemäß Abs. 2 leg. cit. geht auf schriftlichen Antrag der Partei die Zuständigkeit zur Entscheidung auf die 
sachlich in Betracht kommende Oberbehörde, wenn aber gegen den Bescheid Berufung an den unabhängigen 
Verwaltungssenat erhoben werden könnte, auf diesen über, wenn der Bescheid nicht innerhalb der 
Entscheidungsfrist erlassen wird (Devolutionsantrag). Der Devolutionsantrag ist bei der Oberbehörde (beim 
unabhängigen Verwaltungssenat) einzubringen. Er ist abzuweisen, wenn die Verzögerung nicht auf ein 
überwiegendes Verschulden der Behörde zurückzuführen ist. 
 

Gemäß Abs. 3 leg. cit. beginnt für die Oberbehörde (den unabhängigen Verwaltungssenat) die 
Entscheidungsfrist mit dem Tag des Einlangens des Devolutionsantrages zu laufen. 
 

II. 3. Dem Devolutionsantrag ist stattzugeben, wenn die Behörde eine ihr obliegende Entscheidungspflicht 
verletzt hat. Trifft dies nicht zu, ist der Antrag zurückzuweisen (VwGH 27.11.1990, 89/04/0144; VwGH 
26.06.1985, 85/11/0117). 
 

Im vorliegenden Fall traf das Bundesasylamt im Zeitpunkt der Erhebung des Devolutionsantrages (13.01.2009) 
an den Asylgerichtshof keine Entscheidungspflicht mehr, zumal der Antrag des Beschwerdeführers auf 
Verlängerung der Aufenthaltsberechtigung - wie sich aus der obigen Darstellung des Verfahrensganges ergibt - 
bereits mit Bescheid des Bundesasylamtes 27.10.2008, FZ 01 27.053-BAW, erledigt worden ist. 
 

Die Zulässigkeit eines Devolutionsantrages nach § 73 Abs. 2 AVG setzt voraus, dass die Behörde über einen 
Antrag oder eine Berufung einer Partei innerhalb der im § 73 Abs. 1 AVG bestimmten Frist nicht entschieden 
hat. Wird über diesen Antrag oder diese Berufung (auch nach Ablauf der sechsmonatigen Frist für die 
Entscheidung) entschieden, so bedeutet dies, dass kein solches Verwaltungsverfahren mehr anhängig ist (vgl 
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VwGH 28.10.1997, 97/05/0196 mwN). Daraus ergibt sich, dass zwar das Bundesasylamt seine 
Entscheidungspflicht ursprünglich verletzt haben mag (da es erst sieben Monate nach der Antragstellung auf 
Verlängerung der Aufenthaltsberechtigung den entsprechenden Bescheid erlassen hat), jedoch im Zeitpunkt der 
Einbringung des Devolutionsantrages eine maßgebliche Voraussetzung für die Zulässigkeit dieses 
Devolutionsantrages, dass nämlich über den Antrag auf Verlängerung noch nicht entschieden wurde, nicht mehr 
vorlag (VwGH 22.04.1999, 98/07/0107). 
 

Mangels Verletzung einer Entscheidungspflicht durch das Bundesasylamt war daher der Antrag des 
Beschwerdeführers auf Übergang der Entscheidungspflicht an den Asylgerichtshof als unzulässig 
zurückzuweisen und somit spruchgemäß zu entscheiden. 
 

Für die Beurteilung des Charakters einer Eingabe ist ihr wesentlicher Inhalt, der sich aus dem gestellten Antrag 
erkennen lässt, und die Art des in diesem gestellten Begehrens maßgebend (VwGH 21.12.2006, 2004/20/0158; 
VwGH 8. November 1988, Zl. 88/11/0152; VwGH 21. April 1998, Zl. 98/11/0019; VwGH 26. Februar 2003, Zl. 
2002/17/0279, VwGH 27. Februar 1992, Zl. 92/17/0034). Betreffend den Ausführungen zum inhaltlichen 
Asylverfahren im Schriftsatz vom 13.01.2009 ist anzumerken, dass nicht nur das erkennbare und erschließbare 
Ziel des Beschwerdeführers war (vgl Hengstschläger/Leeb, AVG § 13 Rz 38), mit diesem Schriftsatz ein 
Vorbringen zum Antrag auf Verlängerung abzugeben und Beweismittel vorzulegen, sondern hat der 
Beschwerdeführer selbst den Schriftsatz als Devolutionsantrag nach § 73 AVG und "Vorbereitender Schriftsatz 
samt Beweismittelvorlage" bezeichnet. Die Prüfung dieser inhaltlichen Angaben wird daher in einer gesonderten 
Entscheidung des Asylgerichtshofes betreffend die Aberkennung des subsidiären Schutzes des 
Beschwerdeführers erfolgen. 


